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WIENERLANDTAG
Sitzungvom15 .Jännor3932.

Präsident Dr .Dannebergeröffnet die Sitzung um17Jhrl5 .
SeatkeEs "wird in die Tagesordnungeingegangen ,das ist die Fortsetzungder

überdieWohnbausteuernovelle.
Abg .Kunschak ( . . )bemerkt ,das Gesetz ,wie es vorleicge ,

sei noch im schlimmeren Sinn des Worets als das Gesetz des Jahres 1923
ein Wechselbalg ,ein Ungctüm oder,wenn man will eine Missgeburt .Der Refe¬

ront wird sich wahrscheinlich darauf berufen ,dass er das Gesetz so nicht
gowünscht .und dass die Regierung ihn gezwungen habo ,es so zu machen .

Die Wirkung des Veto der Regierung ist allerdings eine rein mechanischc .
Es gibt der Regierungnicht die HöglichkeitMohkreteWünschezuäussorn ,
dasVotohat dic PodeutungoincsabsolutenNonn .Nunorgibtsichaboraus
demVeto durchaus nicht ,dass gerade der Weggogangen worden muss ,den
Landsrogierung undRoferent cingeschlagenhaben . DerRoferent hättodic

Löglichkeit gehabt .vor der Geltondmachung des Voto mit der Regiorung Ver¬

handlungnn zu führon und zu versuchen ,durch ontsprechen de Veränderungen an
demGes . tzein ovontuollos Voto doch zu vormoiden .Das war aber nicht die
Absicht des Roforenten und der Landesrogierung .Hätten Sie dicse :
Absicht gchabt ,so hätton sic den Wog der unmittolbaren Verhandlungen mit
der hinoritet des Gomcinderatesgowählt . Wonndor Sinn für die Würdedos
Gemeindcrates bei der Mohrhchcit nur einigermassen ausgeprägt wärg ,hätto
sic auf di somWogvorsucht unter domDamoklca- Schwortdos VctoéincVer¬Humm
einbarung mit der Minderhoit zu . Aberdas kommt dor Mohrheit nicht
in den Sinn .Sic hat sich unmittelbar der Regierung auf offonemKampf¬
fold gegenübergestellt . Ueberden Ausgangdiescs Zwoikampfeskonntenornste
Zweifol nicht bestchen . Donnbei der Gestaltung des Gosctzes vom 23 .Do - ¬
zomber war os auch für don Laien vorauszuschen ,dass die Regherung aus
Gründon der ihr obliogendon Wahrung der wirtschaftlichen Intorosson von
demVoto Gobrauchmachenwerdc .Manhat nun das vorlicgonde Gesctzge¬
schaffon .Manhat os in don äusseren Formennoch brutaler in die Woltgo¬
sctztyals das Gesetz vom 23 .Dezember .Bei dem Gesctz vom 23 .Dezomber
hatto man doch wonigstens eini ormassen Zeit ,sich mit dor Matcric zu
beschäftigen und zu einem objcktiven Urtcil zu gelangen .Bei domvorlicgen - ¬
den Gosotz ist das absckut nicht der Fall .Manhat das GesotzDienstag
vormittag den Mitgliedern der Landsrogierung eingchändigt .Nachmittagum
5 Uhr stand das Gesctz im Finanzausschuss schon zur Bgratung kaumdass
die Mitglieder noch förmlich Titel und Eingang des Gesctzes zu losen in
die Lagegekommenwären( LobhafteZustimmungbei der Minderheit ) .Manhatim
Finanzausschuss das Gosotz durchgebracht und amDonnorstagist os schonwi
dor im Landtag gelogch ,gerade dass manden Klubs noch die Möglichkeitge
gobenhat ,sich vorherin gemeinsamerBeratungdarüboroin Urtcil zubilde :
Gostornhat mandie Boratungenabgebrochen ,houtesoll undwirddie
Schlussentscheidungüberdas Gesctzfallcn .Denndafur bürgt schondieGo- ¬
schaftsordnungunddic Zweidrittolmehrheit ,die die Sozial domokratonhicf
habon .GostornundhoutchabonnochVerhandlungenmit der Regierungstatt¬
gefunden ,umdoch noch einige Verbesserungen an demGosetzvorzunchmen .
Wasdas Ergobnisdieser Beratungenist ,weiss ich nicht . DerRoferonthat
hicrüber demLandtagnicht die geringste Mitteilung undauchkeinorloi
Andoutungen gemacht .Aus dem Umstand ,dass or sich so sang - undklanglos
auf seinen Roferententisch niedergelassen hat und mir sofort das Wortor¬
toilt wordenist ,schliesse ich ,dass die Vorhandlungenzu keinemErgebnis
geführthaben .Esmussauchbei diesemAnlassfostgestellt werden ,dass
der gewählteVorgangoin ganzvorfohlterwar .Ich hätte mirvorgestollt ,
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dass man,wio das im Parlamont schr häufig vorkommt ,
nach domdie Einderhcit im Finanzausschuss Bodonkenvorgebracht hat ,die
zumgrossen Toil auch dic Billigung und Zustimmungder Mchrheitgofunden
haben ,die Beratungdes GogonstandesunterbrochenundsogonanntePartcien¬
vorhandlungeneingeleitet hätte,umzu versuchen ,ob es nicht wonigstensin
dicsomStadiummöglichwäro ,oin Gosctzzu schaffon ,dasvonderBevölke¬
rung ortragon und von der Gesetzgebung vorantwortot worden kann .Auchdas
ist nicht geschchen .Bei Boginn dor houtigen Boratung stohen wir genau

dort ,wowir gestern amSchluss dos Roforateswaron .
DerRoforentäussortin domverlicgondenGosctznurdeneinen

Willen ,umjeden Prois zu domfinanziollen Erfolg zu gelangen ,den ersich
nun cinmal von der Erhöhung der Wohnbaustcuer vorgestollt hat undnachdem
ihmdics nur möglichist ,indemvomBundosfinanzverfassungsgesetzgestocktc
Gronzen ,wird der Ertrag oinfach auf allo umgolegt ,dic in diesemRahmnn
erfaast worden können .Die bekommon os nun gründlich zu vorspüren .In

dicsem Gesctz wird den mittleren Steucrpflichtigen ,mankann nicht mohr
sagen ,in dic Tasche ,sondern schon ganz kräftig an die Gurgel gogriffon
( Lcbhafte Zustimmung bei der Minderheit ) .Lic Steuer wird den mtleren
Gruppon sehr gründlich crhöht Es sind dies vor allom die Gruppen mit
einemFricdonszins von 3000bis 3600Goldkroncn .Nachder Dezebervorlage
hättensic cinenZuschlagvon75Prozontcrhalten ,jotzt ist für sicein
Zuschlagvon100Prozintvorgeschon .DicGruppovon3600bis 4oooGoldkro¬
nen ,die nachdomDezomborgosctzeinehZuschlagvon1ooProzonthättoleistom
müsson ,wird jotzt mit einch Zuschlag von 150 Prozent bedacht .DioWirkung
der goplantenSteuererhöhungin dieser Gruppoist einc greuliche .Lieerste
Zinsstufehätte nachder Dezembervorlageeinen Zuschlagvon19 ' 50Schilling
leisten müssenjetzt beträgt dieser Zuschlag 29 ' 25Schilling ,in derzwei¬
ten Zinsstufe hätte nach der Dezembervorlageder Zuschlag20 ' 5oSchilling
ausgemacht ,jetzt beträgt er 30 ' 75Schilling ,in der dritten Stufe hätte
der Zuschlag nach der Dezembervorlage 21 ' 50Schilling betragen .jetzt wird
er 32 ' 25Schilling ausmachen ,in der vierten Stufe hat die Dezembervorlege
einen Zuschlag von 22 ' 50Schilling vorgesehen ,die heutige Vorlage setzt
den Zuschlag mit 33175 Schilling fest .Auchbei der Gruppemit einemFrie¬
denszins von hooo bis 5ooo Goldkronen wirkt sich die Steuererhöhung ganz
schauderhaft aus . Beidieser Gruppe kommtzu der im Dezembervorgesehenen
Erhöhung von 23175 Schilling heute ein weiterer Zuschlag von 21 ' 38Schil - ¬

ling dazu .Erst bei den obersten Gruppen verschiebt sich das Verhältnis

zugunsten der mieter ,weil bei diesen Gruppendiell Prozent schonerreicht
oder gar schon überschritten sind . Bei12900 Schilling bleibt es bei der
Steuer ,die jetzt schon in Geltung ist .Der Zugriff erfolgt also bei den
bürgerlichen Zinsen ,bei den Mietzinsen des intellektuellen Mittelstandes .
Es handelt sich dabei umjene Mieterkreise ,denen schon durch dieEinkom¬
menskürzungen bei Bund ,Land und Gemeinde 12 bis 18 Prozent gestrichen
worden sind .Diesen Beamtengruppen noch eine derartige Wohnbausteuer auf¬

zulegen .heisst ,dass mangefühllos an der Lagedieser Beamtenschaftvor¬
beigeht .Diese Beamten haben niemanden der ihr Interesse vertritt,es sind
dies Kreise ,die in einem geringen Masse einen Anspruch auf die Mithilfe der
politischen Parteien erhebenkönnen .Breitner weiss ganzgenauumwolche
Kreise es sich handolt ,und er setzt dort den Hebel an ,wodergeringste
Widerstand ist .Man hat mir den Bein amen Willenkunschak gewidmet .Ich rege
mich darüber nicht auf ,denn bei mir ist das ein Beiname ,aber beivielen
Horren auf der Gegenseite ist das ein Besitzword .Ich bin Gemeinderatvon
Hictzing und das Gesctz ist auch oin richtiges Antihietzinggesotz .
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Dassolbe gilt auch natürlich für Döbling ,Währing und so weitcr .Bei
dicser Bosteuerungder " Villen "spiclt manaber oine Doppclrolle . Vonden
Wohnungspolitikern,zumBeispielvonSt. . Weber,wirdals IdcalderWohnungs-¬
politik ganz richtig das Einfamilicnhaus bezeichnot .Breitner jedochist
keinSozialpolitiker ,sondernein übernüchtenerFiskalist ,für ihnexistiert
koin Einfamilienhaus ,für ihn ist das Einfamilionhausoin Luxusundorgo¬
braucht dafür das WortVilla,ein Luxus ,der besteuert wordenmuss .Sicbe- ¬
troiben aber nicht nur ein Doppelspicl ,sondern auch cin wissentlich fal¬
schesSpicl . DicGomeindchatnämlichdieMictzinseallor dieserEigenheime
um 100,200 ,ja um 300 Prozent zunächst hinaufperifiziert und Breitner roch¬

not nicht mit dem wirklichen Fri denszins ,sondern mit domhinaufparifi¬

zicrten Zins .Dannwurde den Inhabern dieser Eigenheime das Einkommenge¬
kürzt und jotzt wird ihnen zum Schlusse die Wohnbausteuer um 150Prozent
crhöht . Wennauch diese Kreise faktisch wehrlos sind,so gebietet jedoch

wirtschaftliches Verständnisundpolitische Ehrlichkeit ,ihreInteresson
gegen solche erzfiskalische Massnahmenin Schutz zu nehmen .Begründenkann
Breitner eine so schwere Belastung nicht . Ersagt einfach,er braucht für

die Fortführung der Wohnbautätigkeit Gold ,also sollen die zahlen ,die zahler
können » manhätto es sich überhaupt überlegen sollen ,mit einer Stoucrerhöhur
zu kommen( Unruhcbei der Echrheit ,GR .Schleifer :Wasist ea mit derMietzins¬
erhöhung ,was ist es mit dem Zinsgroschen ? )Wer sich bemüht ,Einblick in die
wirtschaftlichen Verhältnissezu bekommen,weiss ,dass die Verhältnissenur
vom Gesichtswinkel der Steuerpolitischer Betrachtung aus schon einen sehr

trestlosen Charakter angenommenhaben .Breitner soll uns sagen ,wieviele
exckutive Mchnungenhinausgehen ,wieviele Durchführungen angeordent werden
müssen und wie es mit den Steuerrückstanden sowohl bei denGemeindesteuern
als auch bei den Bundessteuern steht .In den Exekutionsgerichten finden
wir auf den grossonTafeln 20 bis 30 Paketeexckutiver Feilbietungen ,weil
eben die Wirtschaft die bereits bestehenden Steuern nicht mehr tragen kann
Und dabei ist es Tatsache ,dass in Wien die wirklich verwerfliche Agita - ¬
tion für eine Steuorverweigerung noch nicht Eingang gefunden hat . Esstcht
schlimm um dic Einbringung der bisherigen Steuern . Indieser Zeit kommtman
mit einer neuen Steuersrhöhung ,diedh die aus dom Wirtschaftsleben 15Mill
non herausgeholt werden sollen . DieMchrheit will ihr Gewissen damitberuhi
dass sie erzählt ,in den Ländern worde an Wohnbausteuer noch mehrgezahlt
als in Wien . Dasist richtig ,manvergisst nur zu sagen ,dass Linz ,Stoyr
und St .Pölten nicht bürgerlich ,sondern sozialdemokratisch verwaltete
Gemeindensind ( Lebhafter Beifall bei der . . )Sie nennen da zumB .auch
die christlichsozial verwaltete Gemeinde Baden . Esist richtig ,dass die
Wohnbausteuer von Baden grösser ist als von Wien .Aber dafür hat dic Stadt
Baden keinc Konzossionsabgabe ,keine Nahrungs -undGenussmittel - keine
Hausgehilfinncnabgabeundaucheinc Reihcanderer Abgabennicht ,diewir
in Wien kennen .Unn vor allem hat die Stadt Baden dic Mehrlichen Frie - ¬
densmictzinse und nicht parifizierte ( Lebhafte Zustimmungbei der . . )Der
Vergliich ist also absolut unzutreffend .Dic Mchrheit verweist auchdarauf
dass dersolbe Bund ,dor gegen die Wohnbausteuererhöhung Einspruch orhebt ,
nun den dritten Zinsgroschen beatragen will .Nunist es so ,dass derdritte
Zinsgroschen in dem mit Zustimmung der sozialdemokratischen Partei ge¬
schlossenenGesotzüberdie staatliche Wehnbaufömderungenthaltenist . Dic

Regierung hat nur nicht gleich Sehne Nötigung alle drei Zinsgroschen
oingcheben .Dass sie jetzt den dritten Zinsgroschen einheben will ,kommt
vor allom davon her ,dass das Kuratorium der Bundeswohnbauförderung der G

meindeWienden Bauvon 2000Wohnungenbewilligt hat .Jetzt ,woderGomein
Wien anderen Gemeinden und hunderten einzelnen Leuton der Beitrag zur
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Wohnbauförderungbewilligtwerdenist ,mussder Bunddie Verzinsungder
aufgenommenenKapotalien durchführen und da nun nahezu das ganzeGeld
aus der Wehnbauförderungzugesprechenwordenist ,kemmtfür dasheurige
Jahrauchdie VerzinsungdesganzenBetragsin Betrachtundderdritte
Zinsgreschenmussplan - ,pregramm- undgesetzmässigeingehobenworden.
DieEinhebungdesdritten ZinsgrosehensbedeutetumsowenigereineUeber-¬
raschung ,als die Einnahmen aus dem dritten Zinsgroschen bereits im Staats¬

budget ,dasdurchWochenimParlamentverhandeltwordenist,eingesetztor¬
scheineunddurchdie GenehmigungdesBudgeteauchgenehmigtwordensind .
Esmüssteganzsonderbarvorgehen,wenndieSezialdemokratendiedochjede
LausimPelzdesBundesbudgetsbemerkthaben ,dasnichtauchgesehenhät-¬
ten .Ausserdembesteht ein grosserUnterschiedzwischender Erhöhung ,die
Sie vornehmen ,und demdritten Zinsgroschen .Sie wollen aus Wienallein
15 Millionenhereinbringen ,währendder dritte Zinsgroschenaus ganzOes¬
terreich ' 5Millionenbringensoll .( Abg.MaxWagner( sez .dem. ): Die
ZinsgroschensellenauchdieArbeitslosenbezahlen!)Esist gewissbe¬
dauerlich ,dassjeder Meter ,auchder ausgesteuerteundarbeitslosedenV

Zinsgroschenbezahlen .AberSie wissen ,dass der Natiobalrat für dieAus-¬
getsueretanundNotständleraussererdentlicheMassnahmenbeschlessenhat ,
umauchdort die Netlagezumildern .Imübrigenstammtder dritteZinsgfe-¬
schen aus demJahre 1929 ,also aus einer Ze t ,da manniehtverawssehen
konnte ,wiesich die Verhältnissegestaltenwerden .DieMehrheitbehauptet
auch ,sie brauchedasGesetzumdie Bautärigkeitfertzusetzen .Hiergilt
dasWienerWort: SelteneinUnglück,wonichtaucheinGlückdabeiist .
Aberdie Wirkungder Steuermassnahmen ,die beschlossenwerdensollen ,auf
demGebieteder allgemeinenWirtschaft ,ist umein Vielfachessohlimmer
als die gute Auswirkungdes Gesetzesauf demBodender BewegungderBau¬
tütigkeit .Ausserdemist dieses Argumentnur ein Scheinargumet .Siewerden
nichts bauenüber das hinaus ,wasim Budgetvorgesehenist ,nicht weilsie
nicht wollen ,sondernweil sie nicht können .DennSie werdenden Betrag ,den

teleSie aus der Wohnbausteuerhereinbringenwollen ,umdamitjeneBautätigkeit
ohne Störung zu vollenden ,die Sie bereits in Angriff genommen haben .Das
ist meinefelsenfesteUeberzeugung.Auchwirals Oppositionwünschennicht ,
dass die bereits in Angriff genommenenBauten eine Störung oderUnter¬
brechung erfahren .Die . .hiezu erforderlichen Mittelw können aus demBud¬
get nicht genommenwerden .Denndie präliminiertenEinnahmensind nachden
ErgebnissenderJännertagekaumhereinzubringenundmanwirdinabsehbarer
Zeitdarangehenmüssen,diepräliminiertenAusgabenzustreichen .Auchauf
die Steuerkraft der Bevölkerung ,deren Tragfähigkeit zu Endeist ,kann
nichtsweiteraufgebautwerden .In dieserErkenntnishebenwirIhnenvorge¬
schlagen ,durchirgendeineFinanztransaktion,durcheineInnenanleihe ,durch
eine Aussenanleiheeder sonst irgendwieüber das Jahr 1932hinwegzukommen.Sie sind in dieser Fragewohlgrundsätzlicheingestellt ,gehenabervon
diesemGrundsatzab ,woer Sienichtfreut .Dawirdz,B .geradejetztein
grösserer Bankkredit für die Uameindeunternehmungenaufgenommen .Vielleicht
wärees auchmöglich ,mitdenBankeneine Vereinbarun ;zu treffen ,dassSie
die 15MillionenzugünstigenBedingungenbekommen.WelchenWegSieimmer
wählen ,wir werden mithelfen ,dass ein solcher Wegzu einembefriedigenden
Ergebnisführt .

Heutehier Anträgezu stellen ,erübrigt sich bei IhrerEin¬
stellung zu unseren Anträgen vollständig . Zumeinen ,dass Sie das Gesetz het
te vonder TagesordnungabsetzenundeinenWegsuchenwerden ,derdurche
Verhandlungenmit der Minderheitzu einembrauchbarenGesetzführt ,das? "
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hiesse an ein Wunderglauben ,Wir müssenmit der Tatsache rechnen ,Sie
habendasGesetzbis in denLandtaggebraehtohnejedeFühlungnahmemit
der Opposition ,ehne jede Rücksichtnahmeauf die LagederWirtschaft .
Sie haben es in den Landtag gebracht ,mit der festen Absicht ,esauch
durchzusetzen ,wieesIhnenbeliebt .Wirsindnichtin derLage ,diesem
IhrenWillenirgendwiezu beeinflussenoderzu korrigieren .Wirsindnicht
in der Lage ,sowohlangesichts der verfassungsmässigenundgeschäftserdnungs .
mädsigenBestimmungendes Landtageswie angesichts der Machtverteilungim
LandtagSieirgendwieanderDurchsetzungIhresWillenszubehindern .Die
MineritätstehtdiesemGesetzundderMehrheit,dieesdurchsetzenwill ,
imZustandvollständigerHoffnungslesigkeitgegenüber .Ich bekeanediese
Hoffnungslosigkeitin diesemAugenblickohneweiteresein .Wirwellenin
diesem Zustand nicht irgendwie Anteil und auch nicht nur scheinbaren An¬
teil an der Bes hlussfassung über dieses Gesetz haben ,Wir lehnen jede

VerantwortungfürdasGesetzab .JedeVerantwortungbiszumlet tenItüpfel-¬
chenlastet auf Ihnenundwir werdensie Ihnenauchjederzeit vorAugen
Halten .Unserscheint es überflüssig ,zwecklos ,ja es würdeuns als einezu
geringeRücksichtnahmeaufdieeigeneWürdeals PersonenundalsOppositien
in diesemSaaleerscheinen ,anderBeratungdieses ,dieVerhältnissegerade
kleiner Leutenochtweit über denRahmendes Dezembergesetzeshinausver¬
schlechterndenGesetzesirgendwelcheundseiesauchnurStatistendienste
geleistet zu haben. BeschliessenSie das Gesetz ,wie Sie wollen ,wirwerden
andenweiterenBeratungenkeinenAnteilmehrnehmen.(LebhafterBeifallbei derMinderheit.

DieMitgliederderchristlichsozialenParteierhabensich
vondenBänken,umdenSaal zuverlassen .

Abg .Eisinger :Rotschildbefreier .( LebhafteZwischenrufebei
der Manderheit ;grosserLärm) ,

Abg .Gschladt :Ihr habt den Rotschild befreit ! Abg .Preyer :Eine
solche Dummheit ! /Mrdetele

Als die Christlichsozialen an den BänkenderSozialdemokrater
vorbeikommen ,kommtes zulebhaftenAuseinandersetzungenzwischendemAbg.
Kunschak ,unddemAbg .Schleifer ,sowiezwischenanderenAbgeordnetender
Ghristlichsozialen und der sozialde okratischen Partei ,GrosserLärm .

Alsdie ChristlichsozialendenSaalverlassen ,rugt Abg .Prey¬
er :Ihr Bolschewiken ! Ihrwollt diese Stadt bolschewisieren !

Nach demExodus der Christlichsozialen entsteht imSitzungs¬
saale ein penetranter Gestank ,so dass Saaldinner Perolinspritzungen vor¬

nehmenmüssen .Rufe :Sie habenStinkbombengeworfen!
Abg .Dr .Wagnerbemerkt ,die Landesregierung wollte mitdiesem

Gesetz den alten Weg des Rismierens und der Herausforderung weitergehen .

Magistrat undLandesregierunghabengenaugewusst ,dass dieMöglichkeit
eines Vetosgegendas Gesetzbesteht,trotzdem hat manden einzigdemokra¬
tischen Wegdes Verhandelns mit der Minderheit nicht gewählt ,Es ist auch
hier ein nur durchHassgeleitetes RegierungssystemamWerke .Manhatsich
nach demEinspruch die Sache sehr leicht gemacht ,indem maneinfach denin
Aussicht genommenenBetrag um jeden Preis hereinbringen will ,Dabeiist
sich der Magistrat und die Landesregierung der Gefahren ,die aus einem
solchen Vorgehenentstehen können ,bewusst .Der Unterschied in derAuffassunüberdenBegriffdes Bruttomietzinseslässt erwarten ,dass dieSteuerträger
selbst ihre SachevordenöffentlichenGerichtenaustragenwerden ,WasdieVorlageselbst betrifft ,kommtdie Geschaftsweltbesser wegals nachder
ersten Vorlage .Dagegenwerden die Mieter mit einem parifizierten Zinsvon
3000 bis 6000 Goldkronen unter schäfsten Druck gestellt .Sie wollenvon
6253Wohnungenin einemJahre 3,062 .( 29Schilling einbringen .Dasist eine
Ungerechtigkeitallerärgster Art ,Wirlehnendas Gesetzmit aller Schärßea26
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Stadtrat Breitner führte in seinem Schlusswort folgendes aus :
Der AbgeordneteDr .Wagnerhat gegen die Mehrheit denVor- ¬

wurferheben ,dasssie starrsinnigeinenJustamentstandpunkteingenommen
undgarkeineVerhandlungsbereitschaftgezeigthabe . Wiegeradeerdas
sagen kann,ist unvers tändlich .Dr . Wagnerhat ja an den Verhandlungenteil - ¬
genommen,die gestern abendsbei der Regierungstattgefundenhaben .Dort
wurdeunsererseitsfolgendesAnbotgemacht :GeschäftemiteinemMietzins
von3601bis 6000Kronensollennur75ProzentZuschlagzahlen ,ganzgenau
so,wie dies die Handelskammerin ihremGutachtehverlangt hat .Ven6000
bis100. 000EronenwärederZuschlag100Prozent ,aberhöchstens250Schil¬
ling monatlich ,bei Mietobjektenmitmehrals 100 . 000KronenFiedenszins
100Prozert ,mitderBegrenzungvon500Schillingmenatlich.Diesenhöchste
Steuersatzhätten kaum60 WienerGeschäftezu zahlengehabt .BeiWohnungen
sollten ven 2401 bis 1000 Kronen Friedenszins nicht mehr als 75Prozent
Zuschlageingehobenwerden .Ven4000bis 50 . 000KronenFpiedenszinswäre
der Zuschlag 100 Prozent gewesen ,mit einer Höchstgrenze von 1000Schil¬

ling menatlich .Ueber50 . 000KronenFriedenszins100Prozent,mit 2000Schil
ling monatlich als Höchstbelastung .In dieser Kategogie gibt es überhaupt
nur5 Steuerobjekte .Fernerwurdeausgesprochen,dassalleBegünstigungen,
die dasGesetzvom23 .Dezember1931enthält ,wiederzur Geltungkommen.
Vor allem anderen alse die sehr wichtigen Bestimmungen über die Leerste - ¬
hung .Industrie undGewerbehätten davonausserordentlichenVorteilgehabt .
Schliesslich wurdeauchausgesprochen ,dass mit Rücksichtauf diekonzes-¬
sieniertenGebäudeverwaltervenderjetzteintretendenHalbierungderEin-¬
hebungsgebühr an den Hausbesitzer in einem erheblichen Masse Abstandge¬

nommenwerdenkönnte .DieseVorschlägewurdenzur Kenntnisgenommenund
eine Verhandlung darüber für heute 2 Uhr angesetzt .Statt dessen kamum
5 Uhrdie telefonischeVerständigung,dassein weiteresZusammentreffen
zwecklossei . Esist alsovollkommenunzutreffend ,dassdie Mehrheitesan
Verhandlungsbereitschafthatfehlenlassen .DasGegenteilist wahr .Unsere
HaltungwarvendemBestrebenbestimmt,diedurchdasVetoderRegierung
geschaffeneUnmöglichkeitderBesteuerunggeradederreichstenEinwohner
Wienszubeseitigen. Wenndasnichtgelungenist ,wennesbeiderenSteuer
freiheit bleibt ,so trifft uns dafür nicht die allergeringste Verantwor¬
tung . DieSchuld vielmehr hat die Regierung und in erster Linie die christ
lichsoziale Partei .

DieMinderheithatdenSaalverlassenunderwartetalsekeine
Antwortaufihre Ausführungen.IchmussdennochaufeinigePunkteeingehen
weilsie venallgemeinerBedeutungsind . St .R .Kunschakhatzugegeben ,dass
ausserhalb Wiensvielfach weitaus höhere Mietsteuern eingehobenwerdena

in Wien .Das seien aber ,wie ermeinte , Orte mitsozialdemokrati¬
scher Gemeinderatsmehæheit.Ich werdeIhnennunnur drei Beispielenennen.
LauterGemeinden,die bürgerlichverwaltetsind ,lauter Gemeinden,inder
die Mietsteuern weitaus härter sind als in Wien .Es betrifft dies :
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ar Arbeitslose .Rund3000werdenes sein ,die auf GrunddiesesSteuerertrage:
n ganzes Jahr hindurch Arbeit finden werden .Werdas grauenhafte Elend
r Arbeitslosigkeitkennt ,wirdes als eineLeistungungeheurerBedeutung
zeichnen müssen,wennkünftighin jahraus jahrein 3000 Arbeiter mit ihren Fa
lien vor diesemschrecklichen Schicksal bewahrt bleiben . Eswird auchmög¬
ch sein ,weit mehrals ein paar Wohnungenzu schaffen .Rund700 . Eswerden
so 700Familien ,die jetzt in feuchten ,finsteren ,schlechtenWohnungen
gotieren müssen ,in lichte ,gesunde Wohnungenkommen .Hunderte Kinderwerden
rmlich zu neuemLebenaufblühen .Solche700WohnungenwerdenjedesHahr
rgestellt werdenkönnenundein JahrhundertzumindestdenBewohnerndieser
adtdienen.

Es wäreuns gewiss viel erwünschtergewesenwenndieWirt- ¬
naftskrise nicht die Steuererträgnisse beeinträchtigt/ ,wennWienbeiderhätte

gabenteilung nicht so schrecklich verkürzt worden wäre .Jede neue Belastung
einer selchen Krisenzeit ist zweifellos ein Uebel .Aberdoch daskleinere
genüberdersenststärkerenArbeitslosigkeit,angesichtsderherrschenden
inungsnot .Darumkanndie Mehrheitdurchausmit gutemGewissenfürdiese
lagestimmen .Diesesvotofreie ,sicherlichin seinemAufbaudurchden
ispruch der Regierungbeeinträchtigte Gesetz bringt der WienerBevölkerur

eine Gewissheit :es wirdweitergebaut !
Die Vorlage wird nun in erster und zweiter Lesungbeschlossen

PräsidontDr .Dannebergschliesstum19Uhr15dieSitzung.

Bogenabfertigung20 Uhr05 .
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Wien ,am 422
Wehnungen
Jahresfriedenszins :K
Steuerbelastung : S

( ehneZinsgroschen - ¬
steuer ) .

Wohnungen
Friedenszins : K
Steuerbelastung : S

( ohneZinsgroschen¬
steuer )

Wohnungen
Jahresfriedenszins :K

Steuerbelastung : S( ohneZinsgroschen¬
steuer )

Klosterneuburg
300 . —

53140

300 . —
62176

600 . - -1200 . - -1800 . - - ¬
133150 320110 660170

Mödling
600 . -1200 . -1800. - - ¬
156190376156658198

3000 . —
1201• 50

3000 . —
1412 ' 10

300 . —
69121

Salzburg
600 . - -1200 . - -1800 . - ¬
201112 Lhl ' 81793126

3000 . —
1847 ' 10

Zudieser SalzburgerTabelle mussa ber eine sehrwichtige
Bemerkunggemachtwerden.Dasist nämlichdieBelastungnachdemStandevon
Ende1930 .Seither ist in Salzburgeine neuerliche Erhöhungdieser schonun¬
geheuer hehenMietsteuern beschlossen worden .Unddieselbe Regierung ,die
gegendas WienerGesetzdas zwingendeVetoeingelegt hat ,nahmkeinenAn- ¬
standimDezember1931auchdieserweiterenBelastungder SalzburgerMiete:
schaft zuzustimmen .

8,0
Demgegenübermussmandie so verlästerten,als /mördericch

charakterisiertenWienerMietsteuernin Vergleichziehen.
WienWohnungen

JahresfriedenszinsK 300 . — 600 . - -1200 . —
91 —

1800 . -3000 . - ¬
18 ' - -12 . - -90 . —-262132Steuerbelastung 3

( ohneZinsgroschen¬
steuer )

Darinsind aber schondie Zuschlägeenthalten ,die heuteder
WienerLandtagfür dieMietenüber1200Kronenbeschliessensoll .Diese
ZiffernsprecheneineklareundeindringlicheSprache.AllerdingshatHerrSt .R .Kunschakhervorgehoben ,dassesdafürausserhalbWienskeineKonzessio
abgabegibt . Alsoballe BewohnerOesterreichseinkonzesioniertesGewerbe
ausübenwürden!Erhatauchdavongesprochen,dasses ausserhalbWienskein
Nahrungs-ederGenussmittelabgabegibt ,wasnichtganzdenTatsachenent¬
spricht .Jedenfalls ist die sich in WienergebendeBelastung bei demBesuch
vonGast -undKaffeehäusernmitderungemeinhohenBedrückungdurchdievo
mir nur als Beispiele genannten Mietsteuern nicht in einemAtemzunennen .
AuchvonderHauspersonalabgabeist manausserhalbWiensverschont .Jederma
weiss ,dassdie InhabervonWohnungenmit300 ,600 ,1200 ,1800KronenFri
denszinszumeistgarkeineHausgehilfin,höchstensabereinehaltenundda
ist bekanntlichvollkommensteuerfrei .Schliesslich hat Herr St . R.Kunschak
nochdaraufhingewiesen,dassin WieneinePferdeabgabeeingehobenwird
in denBundesländernabernicht .DadieOesterreichereinReitervolksind ,
spielt dieser Unterschiedtatsächlich eine sehr grosse Rolle . DerMieter
einer Wohnungvon300KrenenFriedenszinsin Klosterneuburg ,Mödlingoder
SalzburgwirdmitgrossemVergnügen53 ,62 ,69SchillingMietsteuerbezahl
weisser doch ,dasser dafürsicheinsteuerfreiesReitpferdhaltendarf !
St. . Bunschakhatdavongesprochen,dassderVorteilderBeschäftigung
voneinpaarArbeitslosenunddieSchaffungvoneinpaarWohnungendie
schwerenNachteiledes Gesetzesnicht aufwiegt .Es handeltsich nicht umei
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